Koͤnig 


Geſetz-Sammlung 
für die 


lichen Preußiſchen Staaten. 


(Fr. 10265.) Verordnung, betreffend die Einrichtung einer Standesvertretung der Apotheker. 
Vom 2. Februar 1901. 


Wir Wi 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Erſter Abſchuitt. 
Die Apothekerkammern. 


SL 

Für jede Provinz ift eine Apothekerkammer zu errichten. Der Bezirk der 
Apothekerkammer der Provinz Brandenburg hat zugleich den Stadtkreis Berlin, 
der Bezirk der Apothekerkammer der Rheinprovinz zugleich die Hohenzollernſchen 
Lande zu umfaſſen. 

Die Kammern erhalten ihren Sitz am Amtsſitze des Oberpräſidenten, die 
Kammer der Provinz Brandenburg und des Stadtkreiſes Berlin erhält ihren 
Sitz in Berlin. 

§. 2. 


Der Geſchäftskreis der Apothekerkammern umfaßt die Erörterung aller 
Fragen und Angelegenheiten, welche den Apothekerberuf oder die Arzneiverſorgung 
betreffen oder auf die Wahrnehmung und Vertretung der Standesintereſſen der 
Apotheker gerichtet ſind. 

Die Apothekerkammern find befugt, innerhalb ihres Geſchäftskreiſes Vor— 
ftellungen und Anträge an die Staatsbehörden zu richten und ſollen die letzteren 
geeignetenfalls den Apothekerkammern Gelegenheit geben, ſich über einſchlägige 
Fragen gutachtlich zu äußern. 


Die Mitglieder der Apothekerkammern werden gewählt. Die Wahl erfolgt 
innerhalb des Bezirkes der Kammer getrennt nach Regierungsbezirken (Wahl⸗ 
bezirken). Der Stadtkreis Berlin bildet einen eigenen Wahlbezirk. 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. März 1901. 
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Wahlberechtigt und wählbar find diejenigen approbirten Apotheker, welche 
. des Wahlbezirkes ihren Wohnſitz haben, Angehörige des Deutſchen 
Reichs ſind und ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. Zu den 
Apothekern im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung gehören neben den Apotheken— 
beſitzern auch diejenigen approbirten Apotheker, welche als Verwalter oder Ge- 
hülfen in einer Apotheke thätig find, der Erfüllung ihrer Militärdienſtpflicht ob- 
liegen, ein pharmazeutiſches ſtaatliches Amt bekleiden, ſowie auch diejenigen, 
welche die Ausübung des Apothekerberufs nicht mehr betreiben, ſofern ſie ſich 
nicht einem anderen Berufe zugewendet haben. 

Das Wahlrecht und die Wählbarkeit der in dem Abf. 2 aufgeführten 
Apotheker gehen verloren, ſobald eins dieſer Erforderniſſe bei dem bis dahin 
Wahlberechtigten nicht mehr zutrifft. 

Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen während der Dauer eines Kon⸗ 
kurſes, während der Dauer des Verfahrens auf Zurücknahme der Approbation 
als Apotheker und während der Dauer einer gerichtlichen Unterſuchung, wenn 
dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Vergehen, welche den Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen oder nach fich ziehen können, eingeleitet, 
oder wenn die gerichtliche Haft verfügt iſt. 


N 

Apothekern, welche die Pflichten ihres Berufs in erheblicher Weiſe oder 
wiederholt verletzt, oder ſich durch ihr Verhalten der Achtung, welche ihr Beruf 
erfordert, unwürdig gezeigt haben, iſt durch Beſchluß des Vorſtandes der Apotheker⸗ 
kammer das Wahlrecht und die Wählbarkeit dauernd oder auf Zeit zu entziehen. 
Denſelben iſt vorher Gelegenheit zu geben, ſich über die gegen ſie erhobenen An⸗ 
ſchuldigungen zu äußern. Zu der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Ent⸗ 
ziehung des Wahlrechts iſt ein von dem Oberpräſidenten zu ernennender Kom⸗ 
miſſarius zuzuziehen, welcher das Recht hat, jederzeit gehört zu werden. Ein 
Stimmrecht ſteht demſelben nicht zu. 

Gegen den Beſchluß ſteht dem Betroffenen innerhalb vier Wochen von 
der Zuſtellung ab die Beſchwerde an den Miniſter der Medizinal-Angelegen— 
heiten zu. 

Die Beſtimmungen über die Entziehung des Wahlrechts finden keine UAn- 
wendung auf Apotheker, welche als ſolche ein mittelbares oder unmittelbares 
Staatsamt bekleiden, oder dem Spruche der Militär-Ehrengerichte unterliegen. 


§. 5. 

Die Wahlen finden alle drei Jahre im November ſtatt. Der dreijährige 
Zeitraum, für welchen die Mitglieder gewählt werden, beginnt mit dem Anfange 
des r Jahres. 

Vor jeder Wahl iſt für jeden Wahlbezirk, das erſte Mal von dem 
ee een, in künftigen Fällen von dem Vorſtande der Apotheker 
kammer, eine Liſte der Wahlberechtigten aufzuſtellen. Dieſelbe iſt in jedem Kreiſe 


(Oberamtsbezirke) in der zweite Hälfte des der Wahl vorhergehenden Monats Juli 
vierzehn Tage öffentlich auszulegen, nachdem die Zeit und der Ort der Auslegung 
vorher öffentlich bekannt gemacht ſind. 

Einwendungen gegen die Lifte find unter Beifügung der erforderlichen Be- 
ſcheinigungen innerhalb vierzehn Tagen nach beendigter Auslegung der Liſte bei 
dem Vorſtande der Apothekerkammer — das erſte Mal bei dem Regierungs⸗ 
präſidenten — anzubringen. Gegen die hierauf ergehende Entſcheidung findet 
innerhalb vierzehn Tagen Beſchwerde an den Oberpräſidenten ſtatt, welcher end- 
gültig entſcheidet. 

F. 6. 

Zu wählen ſind für jede Apothekerkammer auf je vierzig Wahlberechtigte 
ein Mitglied und ein Stellvertreter, mindeſtens aber je ſechs Mitglieder und 
Stellvertreter. Wie viele Mitglieder und Stellvertreter hiernach auf jeden Wahl⸗ 
bezirk entfallen, wird von dem Oberpräſidenten auf Einreichung der Liſte der 
Wahlberechtigten beſtimmt und iſt bei Veröffentlichung des Wahltermins bekannt 
zu machen. 

Die Feſtſetzung und Ausſchreibung des Wahltermins geſchieht durch den 
Vorſtand der Apothekerkammer, das erſte Mal durch den Regierungspräſidenten. 
Die Wahl erfolgt ſchriftlich durch Einſendung des Stimmzettels an den Vor⸗ 
ſtand der Apothekerkammer, das erſte Mal durch Einſendung an den Regierungs⸗ 
präſidenten. 

Jeder Stimmzettel muß Namen, Stand und Wohnort des Wählenden, 
der von ihm gewählten Mitglieder und der von ihm gewählten Stellvertreter 
enthalten und rechtzeitig bis zu dem bekannt gemachten Endtermin (Wahltermin) 
eingereicht werden. 

Ungültig ſind: 

1. Stimmzettel, welche die Perſon des Wählenden nicht erkennen laſſen, 

oder von einer nicht wahlberechtigten Perſon ausgeſtellt ſind, 

2. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3. Stimmzettel, auf welchen mehr Namen als zu wählende Perſonen 

verzeichnet ſind, 

4. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten, 

5. Stimmzettel, inſoweit dieſelben die Perſon des Gewählten nicht un- 

zweifelhaft erkennen laſſen, oder den Namen einer nicht wählbaren 
Perſon bezeichnen, oder der Angabe entbehren, ob der Betreffende als 
Mitglied oder als Stellvertreter gewählt worden iſt. 

Gewählt ſind diejenigen, welche die meiſten Stimmen auf ſich vereinigen. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet erforderlichenfalls das Loos. Das Ergebniß 
der Wahl iſt das erſte Mal von dem Regierungspräſidenten, demnächſt von dem 
Vorſtande der Apothekerkammer, innerhalb acht Tagen nach Ablauf des Wahl- 
termins, feſtzuſtellen und den Gewählten bezüglich der auf ſie gefallenen Wahl 
mit der Aufforderung bekannt zu geben, ſich über die Annahme oder Ablehnung 
innerhalb acht Tagen zu erklären. 
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Wer diefe Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet und tritt 
an ſeine Stelle derjenige, welcher die nächſtmeiſten Stimmen erhalten hat. Das 
Ergebniß der Wahl iſt dem Oberpräſidenten anzuzeigen, welcher dasſelbe für den 
ganzen Bezirk der Apothekerkammer bekannt macht. Jede Wahl verliert ihre 
Wirkung mit dem gänzlichen oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbar⸗ 
keit vorgeſchriebenen Bedingungen. ; 

Der Vorſtand der Apothekerkammer hat darüber zu befinden, ob einer 
dieſer Fälle eingetreten iſt. 

Eine Erſatzwahl iſt nur dann anzuordnen, wenn einſchließlich der für die 
Ausgeſchiedenen einberufenen Stellvertreter die Zahl der Mitglieder der Apotheker— 
kammer weniger als ſechs beträgt. 

Die Mitglieder der Apothekerkammern verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 


§. 7. 

In dem auf die Wahl folgenden Monat Januar ſind die Mitglieder der 
Apothekerkammern von dem Oberpräſidenten behufs Wahl des Vorſtandes zu— 
ſammen zu berufen. 

Mitglieder, welche am Erſcheinen behindert ſind, haben hiervon behufs 
Einladung der Stellvertreter rechtzeitig Anzeige zu machen. 

Die in jedem Wahlbezirke gewählten Stellvertreter werden in der Reihen⸗ 
folge einberufen, in welcher ſie der Stimmenzahl nach gewählt ſind. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

In der Wahlverſammlung führt der Oberpräſident oder deffen Stellvertreter 
den Vorſitz. = 

Der Vorſtand ift für die Dauer der Wahlperiode der Apothekerkammer 
zu wählen und hat aus einem Vorſitzenden und mindeſtens zwei Mitgliedern zu 
beſtehen. Die Apothekerkammer beſchließt mit dieſer Maßgabe nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit, wie viele Vorſtandsmitglieder zu wählen ſind. Für den Vorſitzenden 
und jedes Mitglied iſt zugleich ein Stellvertreter zu wählen. Der Vorſtand führt 
auch nach Ablauf der Wahlperiode bis zur Konſtituirung des neuen Vorſtandes 
die Geſchäfte einſtweilen weiter. 

Die Wahl erfolgt in geheimer Abſtimmung durch Stimmzettel in be— 
ſonderen Wahlgängen. 

Der Vorſitzende wird zuerſt gewählt. 

Ungültige Stimmzettel (§. 6) werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit entſcheidet die Apothekerkammer. 

Als gewählt find diejenigen zu betrachten, welche die abfolute Stimmen- 
mehrheit erhalten haben. Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo wird 
zu einer engeren Wahl zwiſchen denjenigen zwei Perſonen geſchritten, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von 
dem Vorſitzenden zu ziehende Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen 
beziehungsweiſe wer als ſchließlich gewählt zu betrachten iſt. 
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Die Gewählten haben fich über die Annahme der Wahl, ſofern fie an⸗ 
weſend ſind, ſofort, anderenfalls nach Mittheilung der auf ſie gefallenen Wahl 
durch den Oberpräſidenten binnen acht Tagen zu erklären. 

Wer dieſe Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 


F. 8. 

Der Vorſtand der Apothekerkammer vertritt dieſelbe nach außen und ver- 
mittelt den Verkehr derſelben mit den Staatsbehörden. 

Der Vorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, ſofern es ſich nicht 
um die Entziehung des Wahlrechts (G. 4) handelt, welche in dieſem Falle als 
abgelehnt gilt. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Theilnahme der Mehrheit der 
Mitglieder erforderlich. Beſteht der Vorſtand nur aus dem Vorſitzenden und 
zwei Mitgliedern, fo ift zur Beſchlußfähigkeit die Theilnahme aller Mitglieder 
erforderlich. Die Befchlüffe des Vorſtandes können mittelſt ſchriftlicher Ab⸗ 
ſtimmung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied mündliche Abſtimmung 
verlangt, oder über die Entziehung des Wahlrechts zu beſchließen iſt. 


F. 9 

Der Vorſitzende hat den Verkehr der Apothekerkammer und des Bor- 
ſtandes zu vermitteln und die Beſchlüſſe derſelben zur Ausführung zu bringen. 

Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen der Apothekerkammer und des 
Vorſtandes und leitet in beiden die Verhandlungen. Die Berufung der Apo— 
thekerkammer muß erfolgen, wenn die Hälfte der Mitglieder derſelben unter An— 
gabe des zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich darauf anträgt, oder der Bor- 
ſtand dieſelbe beſchließt. 

Die Berufung des Vorſtandes muß erfolgen, wenn in gleicher Weiſe zwei 
Vorſtandsmitglieder dieſelbe beantragen. 

Die Berufung des Vorſtandes und der Apothekerkammer erfolgt mittelſt 
ſchriftlicher Einladung, welche ſpäteſtens acht Tage vor der Verſammlung einge— 
ſchrieben zur Poſt zu geben iſt. 

Bei der Berufung der Apothekerkammer muß der Gegenſtand, über welchen 
in der Verſammlung ein Beſchluß gefaßt werden foll, bezeichnet werden. Ueber 
andere Gegenſtände, mit Ausnahme des Antrags auf abermalige Berufung der 
Apothekerkammer, darf ein Beſchluß nicht gefaßt werden. 

Hinſichtlich der Theilnahme der Stellvertreter an den Sitzungen der Apo— 
thekerkammer finden die Vorſchriften des Y. 7 Abſ. 2 und 3 Anwendung. 

Im Uebrigen regelt die Apothekerkammer ihre Geſchäftsordnung ſelbſtändig. 


F. 10. 
Die Koſten der erſten, im Jahre 1901 ſtattfindenden Wahl zur Apotheker⸗ 


kammer ſowie der von dem Oberpräſidenten ausgehenden Veröffentlichung des 
Ergebniſſes der Wahlen trägt der Staat. 


Im Uebrigen bleibt es den Apothekerkammern überlaſſen, für die Bereit- 


ſtellung der erforderlichen Mittel ſelbſt Sorge zu tragen. 
§. 11 


Die allgemeine Staatsaufſicht über die Apothekerkammer und deren Vor⸗ 


ſtand wird durch den Oberpräſidenten geführt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Der Apothekerkammer-Ausſchuß. 
§. 12. 

Der Apothekerkammer-Ausſchuß wird aus Delegirten der Apothekerkammern 
gebildet. Jede Apothekerkammer wählt in den Ausſchuß einen Delegirken. Für 
den letzteren wird zugleich ein Stellvertreter gewählt. 

Der Apothekerkammer⸗Ausſchuß hat feinen Sitz in Berlin. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 


Sala a 
Der Apothekerkammer⸗Ausſchuß hat die Aufgabe, innerhalb der den 
Apothekerkammern zugewieſenen Zuſtändigkeit eine vermittelnde Thätigkeit auszu⸗ 
üben und zwar ſowohl zwiſchen dem Miniſter der Medizinal⸗Angelegenheiten und 
den Apothekerkammern, als auch zwiſchen dieſen unter einander. 

Insbeſondere liegt demſelben ob: 

1. die Vorberathung der von dem Miniſter ihm überwieſenen Vorlagen; 
zu dieſem Zwecke hat er die Vorlagen den Apothekerkammern zur Be⸗ 
rathung und Beſchlußfaſſung mitzutheilen, die Ergebniſſe der Berathung 
und die Beſchlüſſe der Apothekerkammern zuſammenzuſtellen und unter 
Beifügung der Beſchlüſſe und der ihnen zu Grunde liegenden Ver⸗ 
handlungen an den Miniſter gutachtlich zu berichten; 

2. die Vorberathung der von einzelnen Apothekerkammern oder von Mit⸗ 
gliedern des Apothekerkammer⸗Ausſchuſſes an ihn gerichteten Anträge; 
zu dieſem Zwecke hat er die Anträge den Apothekerkammern zur Be⸗ 
rathung und Beſchlußfaſſung mitzutheilen, nach den Ergebniſſen der 
Berathung die Anträge im Sinne der Mehrheit der gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe zu erledigen und hiervon die Apothekerkammern zu benach- 
richtigen. 

Die Zuſtändigkeit der Apothekerkammern wird durch den Apothekerkammer⸗ 

Ausſchuß nicht beſchränkt. 
§. 14. 

Die Mitglieder des Apothekerkammer⸗Ausſchuſſes und deren Stellvertreter 

werden für die Dauer der Wahlperiode der Apothekerkammern gewählt. Die 
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Wahl derſelben erfolgt unter ſinngemäßer Anwendung der für die Wahl des 
Vorſtandes der Apothekerkammer gegebenen Vorſchriften in der im §. 7 Abſ. 1 
bezeichneten Wahlverſammlung. 5 

Der Ausſchuß führt auch nach Ablauf der Wahlperiode bis zur Kon⸗ 
ſtituirung des neuen Ausſchuſſes die Geſchäfte einſtweilen weiter. 


$. 15. 

Der Apothekerkammer-Ausſchuß wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden 
und einen Stellvertreter. 

Das erſte Mal erfolgt die Berufung des Ausſchuſſes durch den Minifter 
der Medizinal-Angelegenheiten, welcher auch für diesmal entweder ſelbſt oder durch 
einen von ihm ernannten Kommiſſar die Wahl des Vorſitzenden und des Stell— 
vertreters leitet. 

Der Vorſitzende hat den Verkehr des Ausſchuſſes nach außen zu vermitteln 
und für die Ausführung der Beſchlüſſe desſelben Sorge zu tragen. 

Der Vorſitzende beruft, ſo oft es die Lage der Geſchäfte erfordert, jährlich 
jedoch in der Regel einmal die Mitglieder zu Sitzungen und leitet in denſelben 
die Verhandlungen. 

Die Berufung erfolgt mittelſt ſchriftlicher Einladung, welche die Gegenſtände 
der Tagesordnung enthalten muß und ſpäteſtens 14 Tage vor der Sitzung ein— 
geſchrieben zur Poſt zu geben iſt. 

Mitglieder, welche am Erſcheinen behindert ſind, haben hiervon behufs 
Einladung der Stellvertreter dem Vorſitzenden rechtzeitig Anzeige zu machen. 

Der Vorſitzende hat binnen 14 Tagen nach erfolgter Konſtituirung des 
Ausſchuſſes hiervon unter Einreichung eines Verzeichniſſes der Mitglieder und 
ihrer Stellvertreter dem Miniſter der Medizinal- Angelegenheiten Anzeige zu 
erſtatten. 


$. 16. 

Der Apothekerkammer-Ausſchuß beſchließt nach abſoluter Stimmenmehrheit. 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes iſt die Theilnahme der Mehrheit der 
Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes können mittelſt ſchriftlicher 
Abſtimmung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied mündliche Abſtimmung 
verlangt. 

Ii Uebrigen regelt der Ausſchuß ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig. 


$. 17. 


Den Apothekerkammern bleibt es überlaſſen, die für den Apothekerkammer⸗ 
Ausſchuß erforderlichen Mittel bereit zu ſtellen. 


ler 
Die allgemeine Staatsaufſicht über den Apothekerkammer-Ausſchuß wird 
durch den Miniſter der Medizinal-Angelegenheiten geführt. 


8 
Dieſe Verordnung ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
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